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Einführung und Gang der Untersuchung

Einführung in die Problematik

Die wirtschaftliche oder betriebliche Situation kann es für Unternehmen
mit marktwirtschaftlicher Entfaltung erforderlich machen, eine Umstruk-
turierung durch Umwandlung vorzunehmen. Gerade die Unternehmens-
verschmelzung dient dabei dazu, mehrere Rechtsträger zu einer Einheit
zusammenzuführen, um Größenvorteile zu erzielen und die Unterneh-
menskultur zu vereinheitlichen. Auch kann die Marktstellung durch die
Zusammenlegung mehrerer kleiner Unternehmen verbessert werden.1 Ein
Unternehmen ist daher kein von vornherein festgelegtes, starres Gebilde,
sondern vielmehr ein lebendiger Prozess.2 Die Verschmelzung nach den
§§ 2 ff. UmwG ist dabei aus mehreren Gründen für Gesellschaften, die eine
Umstrukturierung beabsichtigen, attraktiv. Nicht zuletzt ist dies der Uni-
versalsukzession nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG geschuldet, die die Ver-
schmelzung wirtschaftlich effektiv machen und einfach ausgestalten soll.3
Die unternehmerische Entscheidung zugunsten der Durchführung einer
Umwandlung durch Verschmelzung sollte durch ihre Einführung im Ver-
gleich zu dem vormals gesetzlich vorgesehenen Ablauf wesentlich erleich-
tert werden.4 Bei der Universalsukzession geht in Abkehr vom sachen-
rechtlichen Spezialitätsgrundsatz das Vermögen des übertragenden Rechts-
trägers als Ganzes auf den übernehmenden Rechtsträger5 über,6 sodass auf-
wendige Einzelübertragungen von Vermögensgegenständen umgangen
werden.7 Die umwandlungsrechtliche Gesamtrechtsnachfolge nach der

Kapitel 1 –

A.

1 Keßler, in: Keßler/Kühnberger UmwR, Einl. Rn. 1.
2 Schwedhelm, Die Unternehmensumwandlung, S. 1.
3 J. Lieder/P. Scholz, ZIP 2015, 1705 (1707); V. Rieble, ZIP 1997, 301 (301).
4 Stengel, in: Semler/Stengel UmwG, Einl. A, Rn. 5; zur Rechtslage und dem Ablauf

des Verschmelzungsprozesses vor dem UmwG von 1994 vgl. später Kap. 2 A.
5 Im Folgenden wird der Begriff des übernehmenden Rechtsträgers einheitlich un-

abhängig von der Art der Verschmelzung verwendet und erfasst daher auch den im
Rahmen der Verschmelzung durch Neugründung errichteten neuen Rechtsträger;
zur sprachlichen Vereinfachung wird stets der Singular verwendet, obgleich auch
die Beteiligung mehrerer übertragender Rechtsträger möglich bzw. im Falle der
Verschmelzung durch Neugründung sogar erforderlich ist.

6 Simon, in: Kölner Kommentar zum UmwG, § 20 Rn. 3.
7 Winter, in: Schmitt/Hörtnagl/Stratz UmwG, § 20 Rn. 23.
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Vorschrift des § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG stellt gewissermaßen das „Herz-
stück der Verschmelzung“ und „wesentliche Rechtsfolge und Charakteris-
tikum“8 dar.9

Erfasst werden durch die Universalsukzession alle zum Zeitpunkt der
Verschmelzung beim übertragenden Rechtsträger vorhandenen Aktiva
und Passiva,10 was in Bezug auf Dritte den Übergang gesamter Vertragsver-
hältnisse einschließlich Forderungen und Verbindlichkeiten bedeutet.11

Gerade vor diesem Hintergrund kann es zu einer Tangierung schutzwürdi-
ger Interessen Dritter kommen.12 Zwar kann nicht unberücksichtigt blei-
ben, dass der Übergang des vertraglichen Rechtsverhältnisses im Rahmen
der umwandlungsrechtlichen Universalsukzession für den Dritten auch
vorteilhaft sein kann, indem sich beispielsweise für den Gläubiger bei
einer Verschmelzung auf einen besonders solventen Rechtsträger eine grö-
ßere Haftungsmasse ergibt oder ein besonderes Interesse an der Kontinui-
tät des Vertragsverhältnisses besteht und durch den Übergang Neuver-
handlungen vermieden werden. Bedeutsam sind gleichwohl die Verände-
rungen und Nachteile, die sich durch eine Verschmelzung für die Schuld-
ner und Gläubiger des übertragenden Rechtsträgers ergeben können. Das
liquidationslose Erlöschen der übertragenden Gesellschaft, vgl. § 20 Abs. 1
Nr. 2 UmwG, führt dazu, dass der ursprüngliche Vertragspartner von
Schuldnern und Gläubigern durch den übernehmenden Rechtsträger er-
setzt wird. Betroffen ist in dieser Konstellation vor allem das Recht der
Gläubiger und Schuldner des übertragenden Rechtsträgers auf freie Wahl
ihres Vertragspartners. Diese grundrechtlich geschützte Vertragsfreiheit ist
Ausprägung der allgemeinen Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG13

und erfasst dabei als zentraler Bestandteil der Privatautonomie den Ab-
schluss sowie die inhaltliche Gestaltung von Verträgen.14 Der Schuldner
oder Gläubiger des übertragenden Rechtsträgers muss demnach auch frei
wählen können, wer als jeweiliger Vertragspartner erwünscht ist bzw. mit

8 Heckschen, Verschmelzung von Kapitalgesellschaften, S. 57 zur Rechtslage vor In-
krafttreten des UmwG.

9 Simon, in: Kölner Kommentar zum UmwG, § 20 Rn. 3.
10 Leonard, in: Semler/Stengel UmwG, § 20 Rn. 12; Winter, in: Schmitt/Hörtnagl/

Stratz UmwG, § 20 Rn. 27.
11 Leonard, in: Semler/Stengel UmwG, § 20 Rn. 12.
12 Vgl. zu den Interessenbeeinträchtigungen Dritter durch Übertragungsvorgänge

bei Unternehmensumstrukturierungen auch A. Teichmann, ZGR 1993, 396 (411).
13 Hofmann, in: Bleibtreu/Klein Kommentar zum GG, Art. 2 Rn. 43; Jarass, in: Ja-

rass/Pieroth GG Kommentar, Art. 2 Rn. 22a.
14 Dreier, in: Dreier GG Kommentar, Art. 20 Rn. 35.
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wem gerade nicht kontrahiert werden soll (sog. negative Vertragsfrei-
heit15). Gegenüber dem übernehmenden Rechtsträger, der nach der Ver-
schmelzung neuer Vertragspartner ist, können berechtigte Vorbehalte be-
stehen, was die Auswechslung des Vertragspartners für die Gläubiger und
Schuldner des übertragenden Rechtsträgers im Lichte der grundrechtlich
geschützten (negativen) Vertragsfreiheit als unzumutbar erscheinen lassen
könnte. So mag beispielsweise der Vertragspartner des übertragenden
Rechträgers die Geschäftsbeziehung zu einem bestimmten Kontrahenten
aus berechtigten Gründen abgebrochen haben. Ist dieser ehemalige Ver-
tragspartner verschmelzungsfähig i.S.d. § 3 UmwG und fusioniert nun mit
dem übertragenden Rechtsträger, der aktueller Vertragspartner ist, wird
dem Dritten der unerwünschte ehemalige Vertragspartner durch die Ver-
schmelzung wieder aufgedrängt.16 Zur Verdeutlichung folgendes Beispiel:
Die X-GmbH entwickelt Unternehmenssoftware und stellt diese Unterneh-
men gegen ein bestimmtes Entgelt zur Verfügung. Seit 2014 unterhielt die
X-GmbH Vertragsbeziehungen zur V2-AG, die sie jedoch im Jahr 2017 auf-
grund etlicher erheblicher Zahlungsverzögerungen seitens der V2-AG und
weiterer Schwierigkeiten in der Vertragsabwicklung aufkündigte. Die V1-
AG ist ebenfalls Vertragspartner der X-GmbH. Im Jahr 2018 beschließen
die Anteilsinhaber der V1-AG die Verschmelzung der Gesellschaft auf die
V2-AG, um Synergieeffekte zu nutzen. Die Verschmelzung wird alsbald in
das Register des Sitzes der V2-AG eingetragen. Die V1-AG erlischt infolge
der Eintragung und ihr Vertragsverhältnis zur X-GmbH wird im Rahmen
der Universalsukzession nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG auf die V2-AG über-
tragen. Diese Auswechslung des Vertragspartners kann offenkundig nicht
im Interesse der X-GmbH sein, da sie gegenüber der V2-AG aus berechtig-
ten Gründen jegliche vertragliche Beziehung abgebrochen hat. Hier setzt
nun die nachfolgende Untersuchung an.

Für Vertragspartner des übertragenden Rechtsträgers stellt sich im Zu-
sammenhang mit Umstrukturierungen durch Verschmelzung die Frage
nach dem Schutz ihrer durch die Fusion betroffenen Interessen. Der Gläu-
biger kann dabei auf ein (wenn auch mageres) gesetzliches Regelungskon-
zept zurückgreifen, welches ihm unter bestimmten Voraussetzungen nach
§ 22 UmwG das Verlangen von Sicherheitsleistungen für seine Ansprüche
erlaubt. Damit ist der Gläubiger zumindest teilweise gegen finanzielle Risi-
ken, die ein Schuldnerwechsel infolge der Verschmelzung mit sich bringt,

15 Jarass, in: Jarass/Pieroth GG Kommentar, Art. 2 Rn. 22a.
16 Beispiel angelehnt an V. Rieble, ZIP 1997, 301 (305).
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abgesichert.17 Wenngleich trotz dieser Regelungen Interessensbeeinträchti-
gungen des Gläubigers bei einer Verschmelzung von Gesellschaften auftre-
ten können, so ist er doch zumindest partiell gesetzlich geschützt.

Für den Schuldner lässt das UmwG solche Regelungen zum Schutz sei-
ner Interessen vermissen. Es stellen sich jedoch auch für ihn bei auf den
übernehmenden Rechtsträger übergehenden Forderungen eine Vielzahl
von Rechtsfragen in Bezug auf die Berücksichtigung seiner Belange, wobei
einige dieser Fragen Gläubiger und Schuldner, mithin die Vertragspartner
des übertragenden Rechtsträgers insgesamt, betreffen: Welche Möglichkei-
ten bestehen gemeinhin zur Verhinderung der Änderung des Vertragspart-
ners infolge einer Verschmelzung? Wie wirken sich vor der Verschmel-
zung mit dem übertragenden Rechtsträger vereinbarte Abtretungsverbote
i.S.d. § 399 Alt. 2 BGB auf den Forderungsübergang nach § 20 Abs. 1
Nr. 1 UmwG aus? Gerade deren weite Verbreitung vor allem in Einkaufs-
bedingungen ganzer Branchen (genannt seien hier vor allem die der Auto-
mobilindustrie und Kaufhausunternehmen18) machen diesen Aspekt für
viele Schuldner besonders relevant. Und welche Instrumente der Vertrags-
anpassung und ‑loslösung stehen den Vertragspartnern des übertragenden
Rechtsträgers zur Verfügung, wenn der Übergang der Vertragsbeziehung
auf den übernehmenden Rechtsträger nicht verhindert werden kann?

Bei der Beantwortung dieser Fragen ist vor allem zu untersuchen, ob die
derzeitige Gesetzeslage nach dem UmwG allen Anforderungen des Schuld-
nerschutzes und des Rechts auf freie Wahl des Vertragspartners gerecht
wird. Im Rahmen der Untersuchung des Sukzessionsschutzes für den
Schuldner geht es in erster Linie darum, zwischen der gesellschaftsrechtli-
chen Umwandlungsfreiheit – denn die Unternehmensumstrukturierung
soll durch das UmwG rechtlich erleichtert werden19 – und dem Schutz vor
aufgedrängten Änderungen von Vertragsverhältnissen einen interessenge-
rechten Ausgleich herzustellen. Die Wahlfreiheit für Unternehmen zwi-
schen den vom Gesetz angebotenen Organisationsformen, welche nicht
nur bei Gründung der Gesellschaft, sondern auch bei späteren Verände-
rungen gilt,20 darf dabei nicht ausgehöhlt werden.

17 Leonard, in: Semler/Stengel UmwG, § 20 Rn. 15.
18 W. Hadding/F. van Look, WM 1988, Sonderbeilage Nr. 7, S. 16.
19 Kuhlmann/Ahnis, Konzern- und Umwandlungsrecht, Rn. 920.
20 Lutter/Bayer, in: Lutter UmwG, Einl. I Rn. 1.
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Gang der Untersuchung

Zunächst folgt auf dieses Kapitel eine Einführung in das Umwandlungs-
recht, wobei im Rahmen der historischen Darstellung vor allem die Ge-
schichte des Verschmelzungsrechts im Mittelpunkt stehen soll. Es schlie-
ßen sich einige Begriffserläuterungen zur kurzen Darstellung des Wesens,
des Ablaufs und der Rechtsfolgen der Umwandlungsart der Verschmel-
zung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwG an. Zuletzt sollen die Privilegierungen
der Verschmelzung gegenüber anderen Umstrukturierungsmaßnahmen
gleicher wirtschaftlicher Wirkung nach dem allgemeinen Zivilrecht darge-
stellt werden.

Besonderer Erläuterung bedarf im weiteren Fortlauf der Untersuchung
die Rechtsfolge der umwandlungsrechtlichen Universalsukzession nach
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG und ihre Abgrenzung zur Singularsukzession ins-
besondere unter dem Aspekt der jeweils geltenden Sukzessionbeschrän-
kungen. Zur Bestimmung der betroffenen Interessen des Schuldners der
übergehenden Forderungen ist vor allem der Umfang der umwandlungs-
rechtlichen Gesamtrechtsnachfolge genau abzustecken. Zur Beantwortung
der Frage nach der Anwendbarkeit der Schuldnerschutzvorschriften des
allgemeinen Zivilrechts gem. §§ 399 ff. BGB ist die rechtsdogmatische Ein-
ordnung der Universalsukzession nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG als rechts-
geschäftliche oder gesetzliche Rechtsfolge unabdingbar. Bei der Annahme,
bei der durch § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG angeordneten Rechtsnachfolge han-
dele es sich um eine Rechtsfolge kraft Gesetzes, wären die genannten allge-
meinzivilrechtlichen Vorschriften ggf. über den Verweis des § 412 BGB an-
wendbar. Im Falle der Einordnung als Rechtsfolge kraft Rechtsgeschäfts
müsste geklärt werden, ob die Schutzvorschriften der §§ 399 ff. BGB im
Rahmen des Forderungsübergangs nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG entspre-
chend angewandt werden können.

Dem Ziel der Feststellung der Anwendbarkeit der einzelnen Schuldner-
schutzvorschriften auf die umwandlungsrechtliche Universalsukzession
dienen die Erläuterungen und Ausführungen in Kapitel 4. Dabei soll zu-
nächst die Singularsukzession in Forderungen nach § 398 BGB dargestellt
werden, um die seitens des Schuldners betroffenen Interessen benennen zu
können, die im Rahmen von § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG gleichermaßen be-
rührt sind und deren Berücksichtigung erreicht werden sollte. Im An-
schluss daran erfolgt die Untersuchung der Anwendbarkeit der Schutzvor-
schriften des BGB auf die umwandlungsrechtliche Universalsukzession bei
der Verschmelzung. Zunächst wird das Schutzsystem der §§ 399,
404 ff. BGB dargestellt. Im Vorfeld der Begutachtung der Anwendbarkeit

B.
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der einzelnen Vorschriften auf die Rechtsnachfolge nach § 20 Abs. 1
Nr. 1 UmwG muss die Verweisungsnorm des § 412 BGB in den Blick ge-
nommen werden. Dabei gilt es zu klären, ob diese Vorschrift über gesetzli-
che Einzelrechtsnachfolgen in Forderungen hinaus auch im Rahmen ge-
setzlicher Gesamtrechtsnachfolgen greift. Abschließend ist die Anwend-
barkeit unter Berücksichtigung des Sinn und Zwecks der einzelnen Vor-
schriften für jede der in § 412 BGB genannten Regelungen gesondert zu
prüfen. Im Zusammenhang mit der Problematik der Behandlung von Ab-
tretungsverboten beim Forderungsübergang nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG
wird dabei die Frage nach der Anwendbarkeit des § 399 BGB im Mittel-
punkt der Untersuchung stehen.

Den Kern der Arbeit bildet mit Kapitel 5 die Erörterung von allgemein-
zivilrechtlichen Instrumenten, die den Vertragspartnern des übertragen-
den Rechtsträgers im Rahmen des Übergangs des Vertragsverhältnisses
zum Schutz ihrer Interessen zur Verfügung stehen. Dabei wird zunächst
aufzuzeigen sein, dass der übernehmende Rechtsträger in jedem Fall an
ein zwischen dem übertragenden Rechtsträger und dessen Vertragspart-
nern vereinbartes Abtretungsverbot gebunden bleibt. Dargestellt werden
sollen die Möglichkeiten der Vertragsanpassung nach den Grundsätzen
der Störung der Geschäftsgrundlage nach § 313 Abs. 1 BGB sowie die der
vollständigen Loslösung vom Vertrag nach § 313 Abs. 3 BGB und durch
Kündigung aus wichtigem Grund gem. § 314 BGB. Im Hinblick auf das
Bestehen der jeweiligen Vertraganpassungs- und -auflösungsansprüche
nach §§ 313, 314 BGB im Falle des Übergangs eines Vertragsverhältnisses
durch die umwandlungsrechtliche Universalsukzession kann selbstver-
ständlich aufgrund der Besonderheiten der jeweiligen Rechtsbeziehung
keine pauschale Aussage getätigt werden. Erarbeitet werden können je-
doch generelle Erwägungen unter Berücksichtigung der Besonderheiten
der Auswechslung des Vertragspartners durch Übergang des Vertragsver-
hältnisses nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG, die bei der Prüfung des Eingrei-
fens der Rechte aus §§ 313, 314 BGB berücksichtigt werden sollten. Dabei
soll versucht werden, Fallgruppen zu entwickeln, in denen den Vertrags-
partnern des übertragenden Rechtsträgers typischerweise entsprechende
Ansprüche zustehen können. Zuletzt soll auf die Möglichkeit einer rechts-
geschäftlichen Vereinbarung zwischen Vertragspartner und übertragen-
dem Rechtsträger hinsichtlich des Ausschlusses des Übergangs des Vertrags
im Falle einer möglichen Verschmelzung hingewiesen werden. Dabei wird
vor allem zu untersuchen sein, welche Möglichkeiten formeller und in-
haltlicher Ausgestaltung bestehen und welche Wirkung eine solche Ver-
einbarung je nach ihrem konkreten Inhalt zeitigt. Ziel dieses Kapitels ist
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neben der Darstellung der unterschiedlichen Möglichkeiten zum Schutz
der Interessen der Vertragspartner der Vergleich zwischen diesen mögli-
chen Maßnahmen, um das effektivste Instrument zur Verteidigung der ne-
gativen Vertragsfreiheit zu idenfifizieren.

Die Auseinandersetzung und Untersuchung der Möglichkeiten zum
Schutz der Interessen der Vertragspartner des übertragenden Rechtsträgers
dient ebenfalls der Vorbereitung des Kapitel 6. Gegenstand dieses Teils der
Arbeit ist die Aufdeckung der Defizite der aktuellen Rechtslage im Hin-
blick auf den Schutz von Interessen der Vertragspartner des übertragenden
Rechtsträgers bei Verschmelzungen und damit einhergehend die Feststel-
lung gesetzgeberischen Handlungsbedarfs. Angestrebt wird die Vorlage ei-
nes Vorschlags zur Ausgestaltung eines gesetzlichen Regelungskonzepts
unter Berücksichtigung der vorhergehenden Untersuchungsergebnisse.

Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung der Erkenntnisse in
Thesen und der Schlussbetrachtung.
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Einführung in das Umwandlungsrecht und
Begriffserläuterungen

Einführung in die Geschichte des Umwandlungsrechts

Geschichte des UmwG

Das Gesetzgebungsverfahren zum UmwG, das am 1.1.1995 in Kraft trat,21

war eines der langwierigsten und aufwendigsten auf dem Gebiet des Ge-
sellschaftsrechts.22 Initiiert wurde es vor allem durch den Deutschen Bun-
destag, der im Rahmen der GmbH-Novelle 1980 in der Beschlussempfeh-
lung seines Rechtsausschusses die Überprüfung der Verschmelzung und
Umwandlung „aller in Betracht kommenden Unternehmensformen“ und
ihre Regelung in einem Gesetz anstieß.23 Der Regierungsbegründung24 zu-
folge sollte das Umwandlungsrecht durch den Gesetzeserlass eine einheitli-
che Kodifizierung erfahren, um auf diesem Weg eine höhere Transparenz
der Rechtsmaterie und eine bessere Rechtsanwendung erreichen zu kön-
nen.25 Als problematisch in der praktischen Anwendung erwiesen sich die
vorherigen Regelungen vor allem aufgrund der Tatsache, dass die Vor-
schriften betreffend die Umwandlung von Gesellschaften über mehrere
Gesetze verstreut waren.26

Zwar existierte bereits vor 1995 ein UmwG, das erstmals im Jahr 1934 in
Kraft trat und in den Jahren 1956 und 1969 einige Neuerungen erfuhr.
Doch wurde auch in diesem Gesetz die Umstrukturierung nur partiell für
bestimmte Rechtsträger geregelt. Die Inhalte der vorherigen Versionen des
UmwG waren daher noch in keiner Weise mit dem Inhalt des heute gel-
tenden UmwG von 1995 kongruent und eine einfache Handhabung der

Kapitel 2 –
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21 Gesetz zur Bereinigung des Umwandlungsrechts (UmwBerG) vom 28.10.1994,
BGBl. I 1994, S. 3266.

22 Mayer, in: Widmann/Mayer UmwR, Einf. UmwG Rn. 1.
23 Maulbetsch, in: Maulbetsch/Klumpp/Rose UmwG, Einl. Rn. 32; Mayer, in:

Widmann/Mayer UmwR, Einf. UmwG Rn. 2; BT-Drucks. 8/3908, S. 77 zu Nr. 27.
24 Abgedruckt bei Walter, Das neue Umwandlungsrecht, S. 27 ff.
25 Dauner-Lieb, in: Kölner Kommentar zum UmwG, Einl. A, Rn. 2; Walter, Das

neue Umwandlungsrecht, S. 27.
26 Schwedhelm, Die Unternehmensumwandlung, S. 2; Stengel, in: Semler/Stengel

UmwG, Einl. A Rn. 6.
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Vorschriften zur Umstrukturierung wurde nicht gewährleistet. Geregelt
waren lediglich Teilfragen des Umwandlungsrechts, wohingegen eine Viel-
zahl von Bereichen rechtsformspezifisch in anderen Gesetzen kodifiziert
war.27 Vor Inkrafttreten des UmwG bestand daher die Möglichkeit der
Umwandlung nur für bestimmte Gesellschaftsformen, obgleich die Um-
wandlungsanreize28 grundsätzlich für alle Gesellschaften unabhängig von
ihrer Rechtsform bestehen. Dieser Missstand wurde 1995 mit der Eröff-
nung der Möglichkeit der Umwandlung für alle Gesellschaftsformen besei-
tigt.29 Es steht nun rechtsformübergreifend die Option der Umstrukturie-
rung durch Umwandlung als Reaktion auf betriebliche und wirtschaftli-
che Veränderungen zur Verfügung.30

Weitere Ziele des Bundesgesetzgebers bei Erlass des UmwG waren na-
mentlich die Schließung von Lücken im Umwandlungsrecht, um den Un-
ternehmen die Anpassung an sich verändernde wirtschaftliche Verhältnis-
se zu ermöglichen, sowie die Berücksichtigung des Schutzes von Anlegern,
Minderheitsgesellschaftern und Gläubigern.31 Augenscheinlich fand die
Berücksichtigung der Schuldnerinteressen keinen Eingang in die Begrün-
dung. Für die Beurteilung der Reichweite der Gesamtrechtsnachfolge des
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG und des Umfangs des Schuldnerschutzes wird im
weiteren Verlauf daher zu untersuchen sein, ob der Gesetzgeber bei Erlass
des UmwG den Schuldnerschutz absichtlich unerwähnt ließ, da er ihn für
entbehrlich hielt, oder es sich vielmehr um ein gesetzgeberisches Versehen
handelt. Bei der Beantwortung dieser Frage wird auch ein Rückgriff auf
die Geschichte der Gesetzesentstehung des UmwG notwendig werden.

Seit seinem Erlass im Jahre 1995 hat das UmwG einige wichtige Ergän-
zungen und Änderungen erfahren. Zu nennen sind hier insbesondere die
Erweiterung des Kreises der umwandlungsfähigen Rechtsträger um die
Partnerschaftsgesellschaft durch das Gesetz zur Änderung des UmwG vom
22.07.199832 sowie die Einführung der Regelungen für Verschmelzungen

27 Vgl. zur Entstehungsgeschichte des UmwG und zur Regelungstechnik der Um-
wandlungsgesetze vor Erlass des UmwG 1995 auch Böttcher, in: Böttcher/Habig-
horst/Schulte UmwR, Einl. Rn. 5; Dauner-Lieb, in: Kölner Kommentar zum
UmwG, Einl. A Rn. 7.

28 Siehe zu den Motiven einer Umwandlung bereits Kapitel 1 A. und nachfolgend
B. I. 2.

29 Dauner-Lieb, in: Kölner Kommentar zum UmwG, Einl. A Rn. 12 f.
30 Stengel, in: Semler/Stengel UmwG, Einl. A Rn. 5.
31 Walter, Das neue Umwandlungsrecht, S. 27.
32 Gesetz zur Änderung des Umwandlungsgesetzes, des Partnerschaftsgesellschafts-

gesetzes und anderer Gesetze vom 22.07.1998, BGBl. I 1998, S. 1878 ff.
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